
Feinden mißbraucht werden und deshalb festgenom­
men werden müssen.“13 1®

Hierbei geht es in erster Linie um die Zusammenarbeit 
mit den Volksvertretungen und ihren Organen.
Im Zusammenhang mit den Maßnahmen vom 
13. August 1961 war von unserer Partei eine wirkungs­
volle Auseinandersetzung über das Abhören des RIAS 
und den Empfang des Westfernsehens organisiert 
worden. In vielen Kreisen und Bezirken verschwanden 
die „Ochsenkopfantennen“. Daran hatten alle in der 
Nationalen Front zusammengeschlossenen Kräfte An­
teil. Hier wurde eine wertvolle Vorbeugungsarbeit 
gegen die ideologische Diversion und speziell gegen 
Staatsverbrechen, wie die Hetze, geleistet.
In den letzten Monaten hat nach unseren Feststellun­
gen diese Aktivität nachgelassen, ohne daß man sagen 
könnte, dieses Problem sei gelöst. Richter und Staats­
anwälte stellen vielmehr erneut in Verfahren fest, daß 
die Feindtätigkeit besonders durch diese Kanäle aus­
gelöst wird. Das sollte genügend Anlaß sein, die ent­
sprechenden Erfahrungen der Justizorgane den Volks­
vertretungen und deren Organen zu übermitteln mit 
dem Ziel, die gesamten gesellschaftlichen Kräfte auf 
eine solche wichtige Aufgabe zu orientieren und zu ver­
hindern, daß diese Arbeit vernachlässigt wird.
Über die Volksvertretung und ihre Organe erfolgt auch 
in erster Linie die Einflußnahme auf die Arbeit der 
Nationalen Front sowie solcher bisher nicht genügend 
beachteter Organisationen wie der Gesellschaft zur 
Verbreitung wissenschaftlicher Kenntnisse, der Vereini­
gung Demokratischer Juristen u. a., die besonders er­
folgreich gegen die Feindtätigkeit wirken können. Es 
muß erwartet werden, daß die Staatsanwälte der Ab­
teilung I und die Richter der ersten Senate als Mit­
glieder dieser Organisationen viel stärker in Erschei­
nung treten und ihre Erfahrungen wirksam machen. 
Das gilt weiter für ihren Einfluß auf die Pressearbeit, 
die Sendungen des Rundfunks und Fernsehens. 
Abschließend sollen zu unseren ersten Gedanken zur 
Weiterentwicklung des Kampfes gegen die staatsgefähr­
dende Propaganda und Hetze noch Beispiele genannt 
werden, die es zu verallgemeinern gilt. Mit ihnen 
wurde erfolgreich begonnen, die Linie der Partei zur 
Verbindung von Strafverfahren mit der vorbeugenden 
Arbeit zu verwirklichen.
Im Januar 1962 wurde in einem Werkteil eines Jenaer 
Großbetriebes eine Belegschaftsversammlung mit etwa 
350 Arbeitern durchgeführt, an der die Funktionäre der 
Straforgane und des Betriebes teilnahmen. Anlaß dazu 
war die Feststellung, daß dem Gegner in diesem Be­
triebsteil ideologisch ein Einbruch gelungen war, ein 
Agent offen hetzen konnte und verschiedene Arbeiter
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gleichfalls negative Äußerungen machten. Der Agent 
wurde verhaftet, und es wurde ein Strafverfahren nach 
§ 19 StEG eingeleitet. Auf der Versammlung wurde 
vom Vertreter des Untersuchungsorgans ein Referat 
über die Rolle der ideologischen Diversion gehalten. 
Dabei wurden auch einzelne Arbeiter namentlich ange­
führt, die die Versorgungslage, das Produktionsauf­
gebot usw. verleumdet oder sich sonst abfällig 
geäußert hatten und sich am Rande strafbarer Hand­
lungen bewegten. In den Ausführungen wurden die 
Arbeiter, die sich bereits in bedenkliche Nähe des 
Gegners begeben hatten, ermahnt und verwarnt. An 
alle Arbeiter erging der Aufruf, gegen derartige Er­
scheinungen wachsam zu sein und durch offene Aus­
sprache und Parteinahme zu verhindern, daß Kollegen 
dem Gegner ins Garn gehen. Im Anschluß an diese 
Versammlung wurden die Aussprachen in den AGL- 
Bereichen fortgesetzt, zu denen die jeweils genannten 
Arbeiter gehörten. Dabei ging es um ihre ideologische 
Einstellung, deren Ursachen und Folgen. Zugleich wur­
den grundsätzliche Fragen unserer Politik diskutiert. 
Diese Arbeit, die von den Betriebsfunktionären fort­
gesetzt wird, hat sich positiv auf die politische Atmo­
sphäre, das Denken der Arbeiter und die Steigerung 
der Arbeitsproduktivität ausgewirkt.
Einige Tage später wurde diese Methode in der Buch­
haltung des gleichen Betriebes fortgeführt. In dieser 
Abteilung herrschte eine schlechte politische Atmo­
sphäre. Dort wurden die verlogenen Meldungen der 
Westsender ständig verbreitet, Westpakete, die von ehe­
maligen Mitarbeitern aus Westdeutschland geschickt 
wurden, verteilt und sog. politische Witze erzählt. 
Gegen zwei Angehörige dieser Abteilung wurde ein 
Ermittlungsverfahren wegen Hetze eingeleitet. Beide 
wurden aber zunächst vor dieses „Kollektiv“ gestellt, 
und es wurde eine Aussprache organisiert. In den 
intensiven Auseinandersetzungen wurde über viele 
Zusammenhänge weitgehend Klarheit geschaffen und 
die Atmosphäre verändert. Auch diese Abteilung wird 
für eine längere Zeit Schwerpunkt der politischen 
Arbeit der Partei und der gesellschaftlichen Organi­
sationen sowie des Betriebsleiters sein.

Diese. Auseinandersetzungen und Erfahrungen müssen 
jetzt in den Volksvertretungen und ihren Organen aus­
gewertet werden. Hier sehen wir Ansätze für eine 
Weiterentwicklung des Kampfes gegen die Hetze und 
die Organisierung des Erfahrungsaustausches über die 
besten Arbeitsmethoden.

Die Feinde des Fortschritts und des Friedens werden, 
wenn sie zur Hetze gegen unseren Staat und den sozia­
listischen Aufbau übergehen, unnachsichtig zur Ver­
antwortung gezogen werden. Gestrauchelten Werk­
tätigen aber helfen wir, den richtigen Weg zu erkennen 
und zu gehen.

Zur Übertragung der Vormundschaften (Pflegschaften)
über volljährige Personen
in die Zuständigkeit der staatlichen Verwaltung
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Den Vorschlägen von N i e d e r h a u s e n / M e y e r ,  
B ö h m e  u n d  S a n d e r  in NJ 1962 S. 123 ff. ist zuzu­
stimmen. Mit Recht wird darauf verwiesen, daß die 
Führung von Vormundschaften (Pflegschaften) keine 
Ressortangelegenheit bleiben kann, die nur vom 
Schreibtisch aus bearbeitet wird.
Auch im Bezirk Neubrandenburg wurde Ende ver­
gangenen Jahres eine Einschätzung über die anhängigen

Vormundschaften und Pflegschaften vorgenommen. 
Hierbei konnte festgestellt werden, daß bei dem über­
wiegenden Teil der Vormundschaften oder Pflegschaf­
ten (etwa 59 Prozent) kein oder nur geringfügiges Ver­
mögen verwaltet wird. Hier handelt es sich also nui um 
die persönliche Betreuung der Bürger. In etwa 21 Pro­
zent der Vorgänge wird ein Vermögen bis zu 1000 DM 
von dem Vormund (Pfleger) verwaltet, unci nur in etwa 
8 Prozent — das sind für den ganzen Bezirk 30 Bürger —
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